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Wieder geht „ein Gespenst“ um – in Eu-

ropa und weltweit. Es trägt autoritäre, 

manchmal faschistoide Züge und gefähr-

det liberale Demokratien. Schon Konrad 

Adenauer hatte erkannt: „Historische Er-

eignisse treten fast nie in stürmischer Ent-

wicklung von heute auf morgen ein.“ Und 

Adenauer fügte hinzu: „Die auf Grund 

innerer Entwicklung mit Naturnotwen-

digkeit eintretenden Veränderungen sind 

zwar langsamer, aber erfolgreicher.“
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Schleichende Entwicklungen gefährden 

heute die Demokratie mehr als ein Mili-

tärputsch oder Revolten. Ihr Zusammen-

bruch erfolgt allmählich und auf legale 

Weise wie einst der der Weimarer Repu-

blik. Begleiterscheinungen sind ökono-

mische Krisen, soziale Spannungen und 

wachsendes Gefälle zwischen Arm und 

Reich. Für Demagogen ein idealer Nähr-

boden, wenn das Empfinden vieler Wäh-

ler hinzukommt, politische Eliten näh-

men ihre Sorgen und Nöte nicht ernst und 

führten keine Änderungen herbei. Selbst-

ernannte Führer bescheinigen der Demo-

kratie, krank zu sein, wollen dem wahren 

Volkswillen Geltung verschaffen, nehmen 

sich der Benachteiligten an, versprechen 

bessere Lebensverhältnisse, Bekämpfung 

von Korruption und erzeugen so neben 

Protesten Hoffnungsschimmer. Als Ge-

genleistung unterstützen breite Wähler-

schichten Extremisten.

Einmal an der Macht, produzieren 

diese Herrscher Furcht, booten legale 

staatliche Institutionen aus, egalisieren 

Parlamente durch eine Einparteienherr-

schaft, besetzen Gerichte und Aufsichts-

behörden mit getreuen Gefolgsleuten und 

stecken Oppositionelle und Medienvertre-

ter ins Gefängnis. Die Führer selbst sind 

von Ehrgeiz zerfressen, betreiben Perso-

nenkult und treffen zweifelhafte Ent-

scheidungen mit katastrophalen Folgen 

für das Gemeinwohl. 

Beispiele gibt es reichlich. Macht-

haber wie Hugo Chávez in Venezuela, 

 Recep Tayyip Erdoğan in der Türkei, 

 Viktor Orbán in Ungarn oder Jarosław 

Kaczyński in Polen zeigen ähn liche 

Verhaltens muster: Bewährte demokrati-

sche Spiel regeln werden abgelehnt, bür-

gerliche Freiheiten und Medienrechte be-

schränkt, politische Gegner diskreditiert, 

teilweise wird gewalt sames Vorgehen tole-

riert oder propagiert und Legitimität ne-

giert. Dass selbst die Demokratie in den 

Ver einigten Staaten von Amerika anfällig 

ge worden ist, bekümmert Demokratie-

forscher und politische Praktiker gleicher-

maßen. 

VERLUST DER WÄCHTERROLLE 
VON PARTEIEN

Steven Levitsky und Daniel Ziblatt identi-

fizieren dafür verschiedene Gründe: zum 

einen die extreme Polari sierung der ame-

rikanischen Gesellschaft mitsamt der ver-

hängnisvollen Zerstrittenheit von Demo-

kraten und Republikanern, das ungeklärte 

Verhältnis der Rassen und die Kultur des 

Umgangs mitein ander. Zum anderen ver-

nachlässigen die politischen Parteien ihre 

Filterfunktion, sind außerstande, autori-

täre Führungspersonen von der Macht 

fernzuhalten, verlieren somit ihre Wäch-

terrolle, befördern Po litikverdrossenheit 

und mutieren zu To tengräbern der Demo-

kratie. Außenseiter  werden an die Macht 

gespült, weil es parteiintern an Kommu-

nikation und Kompromissfähigkeit man-

gelt, die Verfassungsordnung durch kleine 

Missachtungen schrittweise von innen 

zersetzt und die liberale Demokratie aus-

gehöhlt wird.

So konnte Donald Trump an die 

Macht kommen, dessen Verhalten als 

Hauptgrund für die Demokratiegefähr-

dung angesehen wird. Wer wiederholt 

Normen bricht, Lügen verbreitet, falsche 

Tatsachen behauptet, zersetzt allmählich 

die sonst robuste Demokratie. Unter dem 

Deckmantel des Patriotismus betreibt der 

Präsident amerikanischen  Na tio nalismus, 
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polarisiert innen-, außen- und handels-

politisch. Er schürt den weißen Nationa-

lismus, macht Sozialgesetze rückgängig, 

betreibt die Gleichschaltung der Schieds- 

richter, neutralisiert zentrale Gegenspieler 

und schreibt Spielregeln zu eigenen Guns-

ten um.

Gegen Trumps autoritäre Neigungen 

empfehlen Levitsky und Ziblatt Mäßi-

gung bei der Machtausübung. Erforder-

lich sei Demut vor bewährten demokrati-

schen Institutionen und Kühnheit, Fehl- 

entwicklungen zu korrigieren, integrativ 

zu wirken, die Demokratie und ethnische 

Vielfalt zu vereinen. Somit würde die in-

nere Erosion der Demokratie verhindert. 

Die Amerikaner, nach 1945 die maßgeb-

lichen Demokratieförderer in Deutsch-

land, sollten sich die Gründung der CDU 

zum Vorbild nehmen. Mit ihr wurden ge-

sellschaftspolitische Gegensätze zwischen 

Katholiken und Protestanten überwun-

den, führten Freiheit und Toleranz der 

Volkspartei zur Befriedung.

AUTOKRATEN  
UND MAINSTREAM

Demokratien benötigen „Leitplanken“ 

wie den Geist der Verfassung, den Kon-

sens der Demokraten über Parteigrenzen 

hinweg, um extremistischen Auswüchsen 

zu widerstehen. Gemäßigte Parteien müs-

sen Extremisten aktiv politisch bekämp-

fen, konsequent innerparteilich isolieren, 

um zu verhindern, dass oppor tunistische 

Verführer die Gunst des Wahlvolkes er-

obern, die irgendwann in Tyrannei um-

schlägt. Davor hatte bereits ein Gründer-

vater der Vereinigten Staaten, Alexander 

Hamilton, gewarnt. Gefahr für liberale 

Demokratien besteht besonders dann, 

wenn das Programm extremistischer Au-

tokraten den Mainstream überlappt. De-

ren Machterwerb lässt sich ge gebenenfalls 

durch Unterstützung des ideologischen 

Gegners vereiteln, wie die Siege Emma-

nuel Macrons gegen Marine Le Pen bei 

der Präsidentschaftswahl in Frankreich 

oder bei der Wahl Alexander van der Bel-

lens gegen Norbert Hofer in Österreich 

belegen.

Warum die liberale Demokratie heute 

heftigen Angriffen ausgesetzt ist, bewegt 

auch Madeleine Albright, früher Bill Clin-

tons Außenministerin. Nach 1990 schie-

nen die westlich-liberalen Demokratien 

ein Vierteljahrhundert lang konkurrenz-

los zu sein, bis die Vertrauenskrise sie 

 erschütterte. Einwanderungsfeindliche 

Gruppierungen, Neugründungen von 

Mitte-Rechts-Parteien und populistisch-

rechtsextreme Strömungen, dazu soziale 

Verteilungskonf likte, diffuse Globali-

sierungsängste und das Verlangen nach 

 starker Führung des Nationalstaates  

ver größern die gesellschaftliche Kluft  

und schüren Misstrauen gegen Eliten  

jeder Art.

In jungen Jahren hat Albright den Fa-

schismus hautnah in ihrer böhmischen 

Heimat erlebt; jetzt sieht sie in Trumps 

Verhalten allen Anlass, um vor Faschis-

mus in den USA und weltweit zu warnen. 

In Trumps Verunglimpfungen demokra-

tisch legitimierter Institutionen und von 

Verfassungsprinzipien sowie in der Stili-

sierung der Medien zu Feinden des ameri-

kanischen Volkes erkennt sie autokrati-

sche Tendenzen, die womöglich mit dem 

Verlust der internationalen Führungsrolle 

der USA einhergehen. Faschismus defi-

niert sie anhand historischer und aktuel-

ler Beispiele weniger als Ideologie denn als 
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Instrument zur Machterlangung und 

zum Macht erhalt.

In Deutschland und Italien waren 

breite Bevölkerungsschichten enttäuscht 

über die repräsentative Demokratie. Poli-

tisch instabiler Verhältnisse überdrüssig, 

wandten sie sich aus Angst vor dem Bol-

schewismus den Heilsversprechern Hitler 

und Mussolini zu. Beide beteuerten, die 

gedemütigte nationale Größe wiederher-

zustellen und Anstandsnormen wieder 

Respekt zu verschaffen. In Wirklichkeit 

nutzten sie die Unzufriedenheit für ihren 

Faschismus aus, unterdrückten Minder-

heiten, führten den Tagesgruß in der Tra-

dition römischer Cäsaren ein, wollten die 

Menschen umerziehen, machten Nationa-

lität und Rasse zu Diskriminierungskrite-

rien; Kommunisten dagegen bedienten 

sich der so zialen Klassenzugehörigkeit. 

Verfassungsänderungen, mit denen sie 

das demokratische System unterwander-

ten, verkauften sie als Reform und Moder-

nisierung.

MACHT ALS SELBSTZWECK

Nicht viel anders agierte Hugo Chávez. 

Manche Führer nutzen einen Gefängnis-

aufenthalt zum Karrieresprung. Sie pola-

risieren das Volk, rühmen sich der Allwis-

senheit um den richtigen Weg. Einmal in 

einer Führungsposition, wird Macht rasch 

zum Selbstzweck, blüht der Personenkult, 

und die Demokratie leidet. Solche Verhal-

tenstypologien lassen sich bei seinem 

Nachfolger Nicolás Maduro, bei Rodrigo 

Duterte auf den Philippinen und auch bei 

Erdoğan, Putin, Orbán oder Kaczyński 

nachweisen. Zwar sei Putin kein Faschist, 

meint Albright, er beherrsche jedoch durch 

das Versagen seiner Vorgänger alle Tricks 

und Kniffe der Macht eines totalitären 

 Politikers, indem er für Abhängigkeit in 

seinem Umfeld sorgt, den Nimbus als Re-

präsentant der ganzen Nation aufbaut, 

der dieser wieder zur alten Größe verhilft. 

Er fühle sich eingekreist, unterstelle Op-

positionellen Hochverrat und gebe sich als 

Garant der Stabilität. 

Ähnlich wie Putin handeln auch Or-

bán und Kaczyński. Ohne Scheu vor Provo-

kationen stilisieren sie die EU-Bürokratie 

zum Feind, bedienen sich gezielt nationa-

listischer Ressentiments, greifen Presse-

freiheit und Justiz an, um im Land der ei-

genen Partei die Macht zu sichern. Albright 

fürchtet die Rückkehr zu Verhältnissen der 

1920er- und 1930er-Jahre, als sich die USA 

von der internationalen Bühne zurückzo-

gen, Protektionismus und die Verfolgung 

nationaler Interessen dominierten. Ihre 

Botschaft lautet: Faschismus kann in jeder 

Gesellschaft aufkeimen, schrittweise, auf 

leisen Sohlen. Gefahr besteht vor allem 

dort, wo Selbstzufriedenheit herrscht, poli-

tisches Engagement, Dialog und Respekt 

ausbleiben. Deutlich benennt sie einige  

Indikatoren, wie sich Volksverführer klar 

identifizieren lassen: Diese animieren zur 

Verachtung staat licher Institutionen und 

politischer Wahlverfahren, säen Miss-

trauen gegenüber unabhängigen Medien 

und unabhängiger Rechtsprechung, be-

nutzen patriotische Bekenntnisse und Na-

tionalsymbole zur Abgrenzung von Freund 

und Feind, sprechen Wahlen im Falle eige-

ner Niederlagen Legitimität ab, werben 

nicht um Stimmen, sondern ent fachen 

Ängste und verweisen auf eigene Befähi-

gungen, das Volksverlangen zu befriedigen, 

zeigen chauvinistische Attitüden, rufen 

zur Gewaltanwendung gegen Opponenten 

auf und lassen ganz im Sinne Mussolinis 

Demokratie in Gefahr!, Hanns Jürgen Küsters
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durchblicken: „Die Masse muss nicht wis-

sen, sondern glauben; sie muss sich unter-

werfen und lenken lassen.“

Viele halten solche Alarmrufe von ei-

ner Existenzkrise der Demokratie für 

übertrieben. Umso wichtiger ist es, noch-

mals die Gründe für das Versagen der libe-

ralen Demokratie zwischen den beiden 

Weltkriegen zu betrachten. Vielfach wird 

der politische Liberalismus für den Unter-

gang der Weimarer Republik verantwort-

lich  gemacht. Elitäre Partikularkonzepte, 

Distanz zur Massendemokratie, fehlendes 

Verständnis für die Bedeutung der Sozial-

politik, naiver demokratischer Idealismus, 

schnelle Preisgabe des Parlamentarismus, 

mangelnde Stabilität des Parteiensystems, 

Primat der Machtpolitik und die Ausrich-

tung auf die Führerpersönlichkeit haben 

Bemühungen um die Stärkung der Demo-

kratie konterkariert.

LIBERALE DEMOKRATIE  
ALS GEGENKONZEPT

Jens Hacke hingegen fragt nach den Stabi-

litätsankern, die dem Konzept liberaler 

Demokratie eigen sind und Krisen über-

dauern. Ausgehend von der liberalen 

 Demokratie als Gegenkonzept zu Kaiser-

reich und Monarchie, zeichnet er die Aus-

einandersetzung mit dem Faschismus 

nach, untersucht die Elemente der Fragili-

tät und Stabilität sowie Versuche, eine Ba-

lance zwischen Demokratie und Kapita-

lismus zu finden. Faschisten reklamierten 

für sich, alternative Wege in die Moderne 

zu öffnen, ohne sich an Verfassungsrecht 

und legitime staatliche Institutionen ge-

bunden zu fühlen. Regelverletzung geriet 

zur Strategie, das parlamentarische Forum 

ging angesichts abnehmender Akzeptanz 

als Mittel und Ort des Konflikt austrags po-

litischer Gegensätze verloren – und damit 

die Verteidigung der Freiheit von Minder-

heiten und der bei Wahlen Unterlegenen. 

Bürgerliche Milieus bis hin zu Liberal- 

Intellektuellen erweisen sich als besonders 

anfällig für faschistisches Gedankengut.

Und was hilft gegen rechtspopulis-

tische, nationalistische Ideologien? Die 

ständige Aufforderung der Bürger zum 

aktiven politischen Engagement für die 

Werte der liberalen Demokratie im Be-

wusstsein der Fragilität der demokrati-

schen Ordnung. Umgekehrt bleibt den 

demokratischen Institutionen nicht er-

spart, zur Gefahrenabwehr ständig ihre 

Handlungskompetenzen unter Beweis zu 

stellen. Denn nur eine wehrhafte Demo-

kratie ist eine stabile Demokratie, die im-

stande ist, autoritären Erosionskräften 

Paroli zu bieten.

Demokratie in Gefahr!, Hanns Jürgen Küsters


